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Vorwort 

Die untersuchte Problematik der liquidationslosen Fortsetzung rechts-
fähiger Idealvereine betrifft zwar einen sehr speziellen Ausschnitt aus 
dem Vereinsrecht. Sie führt aber, wie der Untertitel zeigt, zu grund-
sätzlichen Fragen der Dogmatik rechtsfähiger und nichtrechtsfähiger 
Organisationen. Es bietet sich die Gelegenheit, anhand dieser - im Ge-
gensatz zum Prozeß der Entstehung einer juristischen Person - kaum 
behandelten Thematik, bisher wenig beachtete Zusammenhänge des 
Rechts der beiden Vereinsformen aufzuzeigen. 

Die Arbeit wurde im April 1983 abgeschlossen und dem Fachbereich 
Rechts- und Wirtschaftswissenschaften der Johannes Gutenberg-Uni-
versität, Mainz, als juristische Dissertation vorgelegt. Nach Abschluß 
des Promotionsverfahrens konnte infolge starker beruflicher Beanspru-
chung zwischenzeitlich ergangene Rechtsprechung und neu erschienene 
Literatur nicht mehr eingearbeitet werden. 

Für die Anregung zum Thema dieser Untersuchung, ihre geduldige 
Förderung und seinen Einsatz zur überwindung mannigfacher Schwie-
rigkeiten danke ich Herrn Prof. Dr. Walther Hadding. Dank gilt auch 
der Johannes Gutenberg-Universität, Mainz, für die gewährten Hilfen 
und dem Verlag für die Aufnahme der Arbeit in seine Schriftenreihe 
zum Bürgerlichen Recht. 

Besonders herzlich danke ich meinen Eltern, ohne deren Unterstüt-
zung die Arbeit nicht hätte fertiggestellt werden können. 

München, im Januar 1984 
Michael Bayer 
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neue Fassung 
Neue Juristische Wochenschrift (Jahr, Seite) 
Nummer 
offene Handelsgesellschaft 
Oberlandesgericht 
Die Rechtsprechung der Oberlandesgerichte auf dem Gebiet 
des Zivilrechts (Band, Seite) 
Entscheidungen der Oberlandesgerichte in Zivilsachen (Jahr, 
Seite) 
Gesetz über die politischen Parteien vom 24. 7. 1967 
Protokolle (siehe Lit.-Verz.) 
Recht; Rückseite 
Das Recht (Jahr, Nummer) 
Rechtstheorie. Zeitschrift für Logik, Methodenlehre, Kyber-
netik und Soziologie des Rechts (Band, Seite) 
redaktionell 
Reichsgericht 
Entscheidungen des Reichsgerichts in Zivilsachen (Band, Seite) 
Reichsgerichtsrätekommentar (siehe Lit.-Verz.) 
Reichsjustizamt; Entscheidungen in Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit und des Grundbuchrechts (Band, 
Seite) 
Der Deutsche Rechtspfleger (Jahr, Seite) 
Rechtsprechung 
Bericht der Reichstagskommission (siehe Lit.-Verz.) 



RT-Vorlage 
Rz. 
S. 
ScheckG 
SchR 
sog. 
Sp. 
Sten.-Bericht 
StudKomm 
TVG 
u.a. 
überbl. 
UmwG 
UmwR 
usw. 
u.U. 
v. 
VereinsG 

VerglO 
VerwR 
vgl. 
Vorb(em). 
VwGO 
WG 
WM 

WRV 
z.B. 
ZGR 

.. ZHR 

ZPO 
ZPrR 
ZZP 

2 Bayer 

Abkürzungsverzeichnis 

Reichstagsvorlage (siehe Lit.-Verz.) 
Randziffer 
Satz; Seite 
Scheckgesetz vom 14. 8. 1933 
Schuldrecht 
sogenannt 
Spalte 
Stenographischer Bericht (siehe Lit.-Verz.) 
Studienkommentar (siehe Lit.-Verz.) 
Tarifvertragsgesetz i. d. F. d. BekM. v. 25.8.1969 
unter anderem; und andere 
überblick 
Umwandlungsgesetz i. d. F. d. BekM. v. 6.11.1969 
Umwandlungsrecht 
und so weiter 
unter Umständen 
von, vom 
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Gesetz zur Regelung des öffentlichen Vereinsrechts vom 5.8. 
1964 
Vergleichsordnung vom 26.2. 1935 
Verwaltungsrecht 
vergleiche 
Vorbemerkung 
Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. 1. 1960 
Wechselgesetz vom 21.6.1933 
Zeitschrift für Wirtschafts- und Bankrecht, Wertpapiermit-
teilungen (Jahr, Seite) 
Die Verfassung des Deutschen Reichs vom 11. 8. 1919 
zum Beispiel 
Zeitschrift für Unternehmens- und Gesellschaftsrecht (Jahr, 
Seite) 
Zeitschrift für das gesamte Handelsrecht [seit Bd.124:] und 
Wirtschaftsrecht (Band, Seite) 
Zivilprozeßordnung i. d. F. d. BekM. v. 12.9.1950 
Zivilprozeßrecht 
Zeitschrift für Zivilprozeß (Band, Seite) 





Einleitung 

Schon zu Beginn des letzten Jahrhunderts finden sich erste Ansätze, 
rechtsfähige Vereine nicht in jedem Falle, in dem das Gesetz ihre Auf-
lösung vorsah, voll zu beendigen, sondern sie als nichtrechtsfähige 
Vereine weiterbestehen und ihre seitherigen Vereinszweckeweiter-
verfolgen zu lassen'. Die Fortsetzung als nichtrechtsfähiger Verein 
nach Verlust und Entziehung der Rechtsfähigkeit spielte dann gegen 
Ende der Beratungen zum BGB2 eine große Rolle, doch machte man 
sich über die damit zusammenhängenden Fragen und ihre konstruk-
tive Bewältigung kaum Gedanken. Das mag daran gelegen haben, daß 
die den nicht rechtsfähigen Vereinen im BGB widerfahrene Behand-
lung als bloßen Personenzusammenschlüssen ohne Rechtssubjektsqua-
lität gar keinen anderen Gedanken aufkommen ließ, als das Vermögen 
des rechtsfähigen Vereins trotz Fortsetzung zu liquidieren. Es sind 
seitdem aber vielfältige Bestrebungen nicht nur zur allgemeinen Her-
aushebung der nichtrechtsfähigen Vereine aus dem Recht der BGB-
Gesellschaft, sondern auch zu einer den praktischen Bedürfnissen ge-
rechter werdenden erleichterten Fortsetzung festzustellen, die in der 
Vorstellung liquidationsloser Fortsetzung gipfeln. Die konstruktiven 
Erklärungen sind jedoch von großen Unsicherheiten geprägt, die so':' 
wohl die Fortsetzung an sich, für die man sich wegen der Identität 
beider Organisationen aber weit überwiegend ausspricht3, als auch 
gerade die Klärung der vermögensrechtlichen Fragen, vor allem aber 
die Bedeutung des Liquidationsverfahrens bei der Fortsetzung betref-
fen4• Die Analyse der verschiedenen Konstruktionen wird zeigen, daß 
jede der Auffassungen, die eine Erleichterung der Fortsetzung erstrebt, 
an irgendeiner Stelle mit ihrer dogmatischen Grundposition wenn 
nicht bricht, so doch in Widerspruch gerät, oder aber im Ergebnis doch 
keine Erleichterungen bieteV. Das reizt zu einer Untersuchung des 
insgesamt doch schwieriger, als dies die angebliche Identität von rechts-
fähigem und nachfolgendem nichtrechtsfähigem Verein erwarten läßt, 
scheinenden Fortsetzungsproblems. Hinzu kommt, daß sich im Ver-
ständnis der gesamthänderisch organisierten Personenvereinigungen 

2* 

, Einzelheiten unten § 12 I, 11. 
2 Besonders in der Reichstagsdebatte, dazu § 12 11 2. 
3 Unten§4. 
4 Unten § 5. 
5 Ausführlich §§ 4 11, 511. 
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eine erhebliche Wandlung vollzogen hat, die auf die eigene Rechts-
subjektivität des nichtrechtsfähigen Vereins hinausläuft und damit 
gerade für die vermögensrechtliche Seite des Problems neue Einsich-
ten erwarten läßt. Die Auswirkungen dieser in ihren Grundzügen hier 
übernommenen Lehre sollen ebenso zunächst kurz aufgezeigt werden6 

wie die Gründe für die Konzentrierung der Untersuchung auf die 
Fortsetzung rechtsfähiger Idealvereine ohne wirtschaftliche Neben-
tätigkeit als nichtrechtsfähige Vereine. 

I. Die Konzentration der Untersuchung auf die 
Fortsetzung rechtsfähiger Idealvereine ohne wirtschaftliche 

Nebentätigkeit als nichtrechtsfähige Vereine 

Das Problem der Fortsetzung als nichtrechtsfähige Organisation 
stellt sich vor allem bei den Vereinen des BGB. Denn der numerus 
clausus des Handelsgesellschaftsrechts läßt nichtrechtsfähige Korrelate 
zu AG und GmbH nicht zu7• Bei ihnen kommt deshalb als Rechtsfolge 
eines Endigungstatbestandes nur die Auflösung, nicht lediglich der 
Verlust oder die Entziehung der Rechtsfähigkeit8 in Betracht9• 

Für das Genossenschaftsrecht sieht das Problem etwas anders aus, 
weil dort die nichtrechtsfähige Genossenschaft anerkannt wird, gleich-
gültig, ob sie die Eintragung überhaupt bezweckt oder gar nicht ein-
getragen werden kann10, da eine Pflicht zur Eintragung nicht besteht11• 

Wenn die nichtrechtsfähige Genossenschaft ein Handelsgewerbe be-
treibt, unterfällt sie jedoch dem Recht der OHGI2, so daß sich die spe-
zifische Frage nach dem nicht rechtsfähigen Korrelat nicht stellt. An-
sonsten aber kann sie durchaus nach Genossenschaftsrecht beurteilt 
werden, soweit dieses nicht die Rechtsfähigkeit voraussetzt, also ins-
besondere bei Auftreten als nichtrechtsfähige Genossenschaft ohne 
Nachschußpflicht ihre Haftung beschränken13• Insoweit besteht also ein 
nichtrechtsfähiges Korrelat als Fortsetzungsorganisation, doch scheitert 
die Fortsetzung nach h. M. dar an, daß das GenG keine auf den Verlust 
oder die Entziehung der Rechtsfähigkeit beschränkten Endigungstatbe-
stände, sondern nur die Auflösung der Genossenschaft kenntl4• Ein 

6 Anschließend 11. 
7 Für AG schon Clar, S.20; K. Schmidt, Stellung der OHG, S. 122 ff., 242 ff. 
8 Zur Unterscheidung unten § 1 I. 
9 MünchKomm-Reuter, § 41 RZ.4. 
10 Müller, GenG, § 13 Rz. 8; Paulick, § 9 11. 
11 Müller, GenG, § 1 Rz. 52; Paulick, § 9 11. 
12 Müller, GenG, § 1 Rz. 55; Paulick, § 9 111 1. 
13 Müller, GenG, § 13 Rz. 14; auch Paulick, § 9 111 2. 
14 §§ 78, 79, 80, 81 und 101 GenG; zur terminologischen Unterscheidung 

unten § 11. 
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nach Eintritt des Auflösungstatbestandes gefaßter Beschluß der Genos-
sen, die bisherige Tätigkeit als nichtrechtsfähige Genossenschaft wei-
terverfolgen zu wollen, bedeute daher immer eine NeugründunglS• 

Wenn man jedoch die nichtrechtsfähige Genossenschaft anerkennt, 
wird man jedenfalls dann die Entscheidung für oder gegen die Fort-
setzung nicht allein vom Wortlaut des GenG abhängen lassen können, 
wenn sich bestätigt, daß die Fortsetzung nach Selbstauflösung und Auf-
lösung durch Zeitablauf beim rechtsfähigen Verein16 zu Recht aner-
kannt17 wird. Inwieweit hieraus für die Genossenschaft Parallelen ge-
zogen werden können, soll hier aber dahinstehen. 

Aus dem Umstand, daß bei AG und GmbH schon mangels nicht-
rechtsfähigen Korrelats eine Fortsetzung in nichtrechtsfähiger Form 
nicht möglich ist, darf aber nicht geschlossen werden, daß der Eintritt 
eines Auflösungstatbestandes zwangsläufig deren Vollbeendigung be-
deute. Sowohl diese als auch die eingetragene Genossenschaft können, 
wenn die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen, als juristische Per-
son fortgesetzt, oder, wie man zur Unterscheidung von der Fortsetzung 
in nichtrechtsfähiger Form besser sagen sollte, als juristische Person 
reaktiviert, in eine werbende Gesellschaft zurückverwandelt werdenl8• 

Diese Reaktivierung als juristische Person ist auch für den BGB-Ver-
ein anerkannt, obwohl eine gesetzliche Regelung fehlt, soweit nicht 
aus dem Endigungstatbestand zwingend die endgültige Auflösung folgt, 
solange die Liquidation noch nicht beendet istl9• Sie ist aber nicht Ge-
genstand dieser Untersuchung. 

Anders als bei den sonstigen juristischen Personen bestehen beim 
BGB-Verein gleich mehrere Möglichkeiten zur Fortsetzung als nicht-
rechtsfähige Organisation. In erster Linie ist dafür an den nichtrechts-

IS Paulick, § 9 I 2; vgl. auch MünchKomm-Reuter, § 41 Rz.4. 
16 §§ 41 und 7411 1 BGB. 
17 Vgl. dazu unten §§ 1 11 1 a; 2 11 3, 111; 11 IV 1. 
18 Für AG § 274 I, 11 AktG; für Gen § 79 a I GenG; für die GmbH nur im 

Sonderfall des § 60 I Nr.4 2. Halbsatz GmbHG vorgesehen, aber in Parallele 
zu den oben genannten Vorschriften auch darüber hinaus allgemein aner-
kannt, vgI. nur Baumbach / Hueck, GmbHG, § 60 Anm.8 C; Scholz / K. 
Schmidt, GmbHG, § 60 Rz.43. 

19 KG JW 1935, 3636, 3637; LG FrankenthaI, RPfleger 1955, 106; Soergel/ 
Schultze-von Lasaulx, vor §§ 41 - 53 Rz.23, 24, § 49 Rz. 12; MünchKomm-
Reuter, § 49 Rz.9, 10; Staudinger / Coing, § 49 Rz.20; RGRK-Steffen, § 41 
Rz.2; Erman / H. Westermann, § 41 Rz.3; Stöber, Rz.291; Reinhardt / Schultz, 
GesR Rz. 366. 

Über die notwendigen Mehrheiten vgl. LG FrankenthaI aaO.; Münch-
Komm-Reuter, § 49 Rz. 9; Sauter / Schweyer, Rz. 359; besonders umstritten bei 
vorhergegangenem Verzicht auf die Rechtsfähigkeit, dazu Stöber, Rz.291, 
Sauter / Schweyer, Rz. 363. Es muß die erneute Eintragung betrieben werden, 
Soergel/ Schultze-von LasauIx, vor §§ 41 - 53 Rz.23. 
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